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Verwaltungsgerichtshof 
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Geschäftszahl 

90/08/0048 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1993/10/19 92/08/0175 4 

Stammrechtssatz 

Die belangte Behörde ist zwar gehalten, in der Begründung ihres Bescheides die Ergebnisse des 
Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte 
Beurteilung der Rechtsfrage klar und übersichtlich zusammenzufassen (§ 60 AVG), sie ist aber nicht 
verpflichtet, allen sonst noch denkbaren, schlüssig begründbaren Sachverhaltsvarianten im einzelnen 
nachzugehen, wenn sie sich nur mit allen Umständen schlüssig und nachvollziehbar auseinandergesetzt hat, die 
für und wider die von ihr tatsächlich getroffenen Sachverhaltsfeststellungen sprechen. Es ist daher nicht 
rechtswidrig, wenn die belangte Behörde Ausführungen der Partei nicht weiter erörtert, die ausschließlich 
beweiswürdigenden Inhalt haben oder Tatsachenbehauptungen enthalten, die bei Beachtung der Denkgesetze mit 
den Tatsachenfeststellungen der Behörde nicht in Widerspruch stehen. 


